
Obama und Merkel kommen: TTIP & CETA 
stoppen! Für einen gerechten Welthandel!

Die  Hannover  Messe  2016 
wird  zusammen von Bundes-
kanzlerin  Angela  Merkel  und 
US-Präsident  Barack  Obama 
eröffnet:  Ihr  Ziel  ist  es,  die 
TTIP-Verhandlungen  gemein-

sam voranzubringen.  Doch  das  Handels-  und 
Investitionsabkommen  der  EU  mit  den  USA 
droht  Demokratie  und  Rechtsstaatlichkeit  zu 
untergraben. 
Dagegen tragen wir unseren Protest auf die 
Straße! 
Die BUND-Kreisgruppe Rotenburg möchte zu-
sammen  mit  anderen  Verbänden  mit  einer 
Gruppe  per  Bahn  (Niedersachsenticket)  nach 
Hannover  fahren.  Interessierte  melden  sich 
bitte bei Manfred Radtke.

Großes Interesse an Wildbienen-Broschüre 
Damit  hatte  die  KG  Roten-
burg  nicht  gerechnet.  Nach-
dem die 1. Auflage von 2.000 
Exemplaren  im  vergangenen 
Jahr  nach  wenigen  Wochen 
vergriffen  war,  wurde  eine 
Neuauflage mit 8.000 Ex. er-
forderlich.  Auch  von  dieser 
Auflage  gibt  es  nur  noch 
wenige  Hundert  Stück.  Die 

Broschüre wird inzwischen im gesamten Bun-
desgebiet verteilt. Es "droht" eine 3. Auflage. 
Wer  sich  darüber  informieren  möchte,  wa-
rum die  sog.  "Insektenhotels"  für  Wildbie-
nen absolut ungeeignet sind, kann sich bei 
der BUND-Kreisgruppe melden.

Nistkästen für Mauersegler
Gemeinsam mit der Stadt Ro-
tenburg startete der BUND im 
vergangenen Jahr eine Aktion 
zur Förderung des Mauerseg-
lers.  Ca.  40  Nistkästen  wur-
den  an  öffentlichen  Gebäu-
den  angebracht.  Wer  noch 
Nistkästen  benötigt,  melde 

sich bitte bei der BUND-Kreisgruppe.

Mitgliederversammlung 
Am Donnerstag, 14. April, findet um 19:30 Uhr 
die diesjährige Jahreshauptversammlung statt. 
Auf der Tagesordnung steht u. a. die Umbenen-
nung des Ortsgruppe Rotenburg in eine Kreis-
gruppe. Janine Käding, ab 1. April  2016 neue 
Leiterin  der  Unteren  Naturschutzbehörde  des 
Landkreises, wird über die Herausforderungen 
für den Naturschutz in den nächsten Jahren re-
ferieren. 
Die  Versammlung  findet  im  Rotenburger 
Rathaus, Sitzungsraum 4 statt.

Arbeitskreis Bienen gegründet
Auf Vorschlag des BUND wurde in Rotenburg 
der AK Bienen gegründet. Neben unserer Kreis-
gruppe gehören ihr Stadt, Imkerverein und Um-
weltbildungszentrum Wümme an. 

Viele Aktionen rund um Honig- und Wildbienen 
haben schon stattgefunden und sind geplant.

8,5 Tonnen Tierkadaver pro Jahr
Diese Menge an toten Tieren 
würde jährlich anfallen, wenn 
ein  Wohlsdorfer  Landwirt  zu 
seinem  vorhandenen  Hähn-
chenmaststall  einen weiteren 

bauen darf. Zusammen wären das 76.900 Tiere 
pro Mastdurchang. 
Der BUND hat beim Landkreis den Widerruf der 
Genehmigung des zweiten Stalles beantragt.

Asphaltmischwerk im Wasserschutzgebiet 
Die Gemeinde Oerel im Nord-
kreis  will  einen  Bebauungs-
plan  aufstellen,  um  den  Bau 
eines  Asphaltmischwerks  zu 
ermöglichen.  Derartige  Anla-

gen  sind  hinsichtlich  ihrer  Umweltbelastungen 
schon generell kritisch zu sehen. Das Besonde-
re hier:  Das Werk soll in einer Sandgrube in 
einem Wasserschutzgebiet entstehen, weni-
ge Meter über dem Grundwasserspiegel. 
Die  BUND-Kreisgruppe  hat  eine  ablehnende 
Stellungnahme verfasst. 
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An alle
Mitglieder/Fördermitglieder
der Kreisgruppe Rotenburg


Einladung zur Mitgliederversammlung 


liebes BUND-Mitglied bzw. Fördermitglied,


im November 2010 wurde die Ortsgruppe Rotenburg gegründet. In der Praxis hat sie von Anfang an als Kreis-
gruppe (KG) für den gesamten Landkreis gearbeitet. Das hat das Finanzamt auch so anerkannt. Es ist nun aber 
an der Zeit, dass wir den Vorstand um die für eine KG satzungsmäßig erforderlichen Personen erweitern (Kas-
senwart und -prüfer). Wir halten es für sinnvoll, bei dieser Gelegenheit auch die übrigen, im letzten Jahr ge-
wählten Vorstandsmitglieder zu bestätigen. Wir laden daher alle Mitglieder im Landkreis herzlich ein.


Tag: Donnerstag, 14. April 2016
Ort: Rotenburg, Rathaus, Sitzungsraum 4
Beginn: 19.00 Uhr


Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Rechenschaftsbericht 
3. Wahl des Vorstandes 
    a) Vorsitzende/r 
    b) stv. Vorsitzende 
    c) Schriftführer/in 
    d) Kassenführer/in
    e) 2 Kassenprüfer/innen
    f) Wahl der Beisitzer/innen 
4. Beschlussfassung über die Satzung der Kreisgruppe
5. Vortrag von Janine Käding, ab 01.04. Leiterin der Unteren Naturschutzbehörde:
    "Die kommenden Aufgaben im Naturschutz des Landkreises Rotenburg"
6. Ausblick auf 2016 
7. Sonstiges


Mit freundlichen Grüßen Anlage
Der Vorstand Wildbienen-Broschüre


Bund für Umwelt
und Naturschutz
Deutschland e. V.
Friends of the Earth
Germany


Kreisgruppe 
Rotenburg (Wümme)


Manfred Radtke
Am Kamp 31
27356 Rotenburg
Fon: 04261/69 67
Mail: manfred.radtke@bund.net
Web: http://rotenburg.bund.net
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Geschäftskonto: BUND-Kreisgruppe 
Rotenburg
Zevener Volksbank
IBAN: DE20241615945406251900
BIC: GENODEF1SIT


Der BUND ist ein anerkannter Natur-
schutzverband nach § 63 Bundes-
naturschutzgesetz. Spenden sind 
steuerabzugsfähig. Erbschaften und 
Vermächtnisse an den BUND sind 
von der Erbschaftssteuer befreit. 
Wir informieren Sie gern.
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Landkreis Rotenburg
Postfach 14 40
27344 Rotenburg


Geplanter Bau eines weiteren Stalles für 37.100 Masthähnchen in Wohlsdorf, Ahlsdorfer 
Weg; Bauherr: Siegfred Kracke; Begründung unseres Widerspruchs vom 11.03.2016


Sehr geehrte Damen und Herren,


der BUND begründet seinen Widerspruch gegen die Baugenehmigung vom 09.02.2016 wie folgt. 
Sie erfolgt auch im Namen des BUND Landesverbandes Niedersachsen.


1. Wir beantragen,


den Genehmigungsbescheid aufzuheben. 


2. Ablauf des Genehmigungsverfahrens 


Nach § 10 Abs. 3 Satz 1 BImSchG und § 7 Abs. 2 9. BImSchV dürfen die Antragsunterlagen erst 
dann ausgelegt werden, wenn diese vollständig sind. Anders formuliert: Eine rechtmäßige Aus-
legung liegt nur dann vor, sofern vollständige Antragsunterlagen ausgelegt werden. 


Der Landkreis Rotenburg hat das Verfahren öffentlich bekannt gemacht, obwohl zu diesem Zeit-
punkt wesentliche Unterlagen nicht vorlagen. Diese sind jedoch zur Prüfung der Genehmigungs-
voraussetzungen erforderlich (9. BImSchV, § 4).


Der zeitliche Ablauf stellt sich wie folgt dar:


- 04.09.2015 Bekanntmachung in der Rotenburger Kreiszeitung
- 24.09. bis 23.10.2015 öffentliche Auslegung. 
- 05.11.2015 Stellungnahme des BUND, in der u. a. das Fehlen des Qualifizierten Flächennach-
                     weises (QFN) und der Ergebnisse der UVP-Vorprüfung bemängelt wird. 
- 23.11.2015 Erstellung des QFN, also nach der Stellungnahme des BUND.
- 08.12.2015 Eingang des QFN beim Landkreis.
- 14.12.2015 Einsortierung des QFN in die Akten. 2. 


Bund für Umwelt
und Naturschutz
Deutschland e. V.
Friends of the Earth
Germany


Kreisgruppe 
Rotenburg (Wümme)


Manfred Radtke
Am Kamp 31
27356 Rotenburg
Fon: 04261/69 67
Mail: bund.rotenburg@bund.net 
Web: http://rotenburg.bund.net
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Bei der Genehmigungsbehörde sind mithin wesentliche Unterlagen, die zur Beurteilung des 
Antrags erforderlich waren, vor der öffentlichen Bekanntmachung nicht gepüft worden. 


Da auch die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nicht Gegenstand der Antragsunterla-
gen und der Auslegung war, ist die Auslegung fehlerhaft und die Genehmigung bereits aus 
diesen Gründen anfechtbar.


3. Fehler in der öffentlichen Bekanntmachung


Das Bundesimmissionsgesetz (BImSchG) schreibt für das vorliegende Genehmigungsverfahren 
eine öffentliche Bekanntmachung vor. Für derartige Fälle verlangt § 27a Verwaltungsverfahrensge-
setz (VwVfG), dass die Genehmigungsbehörde deren Inhalt zusätzlich im Internet veröffentlichen 
soll. Dies wird dadurch bewirkt, dass der Inhalt der Bekanntmachung auf einer Internetseite der 
Behörde zugänglich gemacht wird. Bezieht sich die Bekanntmachung auf zur Einsicht auszulegen-
de Unterlagen, sollen auch diese über das Internet zugänglich gemacht werden. In der Bekannt-
machung ist die Internetseite anzugeben.


Hierbei handelt es sich um eine Soll-Vorschrift. Das bedeutet, dass nur in atypischen Fällen von 
einer Veröffentlichung der Unterlagen abgesehen werden darf. Ein Grund für die Nichtveröffentli-
chung ist nicht erkennbar. 


Es liegt ein Verstoß gegen eine Vorschrift des VwVfG vor.


4. Privilegierung des Vorhabens nach § 35 (1) BauGB


Der Antragsteller beantragt ein landwirtschaftliches Vorhaben gem. § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB. Er 
muss gem. § 201 BauGB nachweisen, dass das Futter für die Masthähnchen überwiegend auf 
den zum Betrieb gehörenden Flächen erzeugt werden kann.


Lt. QFN bewirtschaftet der Antragsteller im mehrjährigen Mittel 95,3 ha. Auf 71,5 ha wird Körner- 
und Silomais angebaut. Als Futter für Hähnchen ist Mais nicht geeignet. Da der Antragsteller außer 
der Hähnchenmast keine weitere Tierhaltung betreibt, erfolgt der Maisanbau für andere Landwirte 
(z. B. für den Betrieb von Biogasanlagen). Hier bestehen langfristige Lieferverträge. 


Da eine Doppelnutzung von Flächen nicht möglich ist, können diese 71,5 ha bei der Ermitt-
lung der Futtergrundlage nicht angerechnet werden. 


Lt. Schreiben der Landwirtschaftskammer vom 29.06.2015 hat der Betrieb eine Flächenausstat-
tung von 107,37 ha. Für die eigene Futtergrundlage sind mindestens 93 ha erforderlich. Darauf 
kann 57 % des benötigten Futters selbst erzeugt werden. 


Als Futterflächen können anerkannt werden (lt. Vortrag der Landwirtschaftskammer NRW auf der 
12. KTBL-Vortragstagung "Aktuelle rechtliche Rahmenbedingungen für die Tierhaltung":


"Selbstbewirtschaftete Eigentums-LF pluss Pacht-LF mit mindestens 12 Jahren
Restlaufzeit unter ausschließlicher Berücksichtigung tatsächlicher Futterpflanzen 
in der Fruchtfolge!"


Der Antragsteller hat eine Liste von Pachtflächen vorgelegt. Die Pachtzeiten für zwei Flächen en-
den 2018 bzw. 2019, für die 24 übrigen Flächen 2027. Die Restlaufzeit ist ab Inbetriebnahme der 
Hähnchenmastanlage zu rechnen. 


Keine Pachtfläche hat eine Restlaufzeit von mindestens 12 Jahren. Sie können daher als 
Grundlage für die eigene Futtererzeugung nicht herangezogen werden.
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Um die ausreichende Futtergrundlage prüfen zu können, ist die Kenntnis der unterstellten Futter-
menge pro Jahr erforderlich. Diese Angaben fehlen in den Antragsunterlagen.


Der Antragsteller hat sich verpflichtet, ausschließlich RAM-Futter von Lieferanten zu beziehen. 
In diesen Fällen kann eine eigene Futtergrundlage nicht unterstellt werden. Sollte das doch erfol-
gen, kann allenfalls der angebaute Weizen als Futter anerkannt werden. Er darf nach der guten 
fachlichen Praxis aber nur alle drei Jahre auf der gleichen Fläche angebaut werden. Das bedeutet 
eine Verdreifachung des Flächenbedarfs. Außerdem fehlt die Zusage des Abnehmers der Mast-
hähnchen, dass eigenes Futter zulässig ist. Der Antragsteller hat sich lt. QFN ausdrücklich ver-
pflichtet, kein Hofmischer zu sein.


Mithin hat der Antragsteller den Nachweis für die Privilegierung des Vorhabens nach § 35 
(1) BauGB nicht erbracht.


5. BImSchG 


Zweck des Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmos-
phäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und 
dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. Soweit es sich um genehmigungs-
bedürftige Anlagen handelt, dient das Gesetz auch der integrierten Vermeidung und Verminderung 
schädlicher Umwelteinwirkungen durch Emissionen in Luft, Wasser und Boden unter Einbeziehung 
der Abfallwirtschaft, um ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu erreichen, sowie 
dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigun-
gen, die auf andere Weise herbeigeführt werden.


Gem. § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG gehört zu den Pflichten der Betreiber genehmigungsbedürftiger 
Anlagen die umweltverträgliche Verwertung von Abfällen. Diese Regelung geht den Bestimmun-
gen des Abfallrechts vor und verlangt ausweislich der Gesetzesbegründung vom Betreiber einer 
derartigen Anlage, dass er alle erforderlichen Vorbereitungen trifft, um zu gewährleisten, dass Ab-
fälle nach den einschlägigen Vorschriften ordnungsgemäß verwertet bzw. ohne Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden können.


Um dieses Ziel zu erreichen ist es erforderlich, dass der Genehmigungsbehörde für alle Flä-
chen, auf denen das Einstreu-/Kotgemisch der Hähnchenmastanlage ausgebracht werden 
soll, Bodenuntersuchungen mit Zuordnung zum Flurstück / Feldblock / Schlag vorgelegt 
werden. Wir verweisen auf die Praxis z. B. der Landkreise Diepholz und Vechta. 


So darf Gülle beispielsweise nicht ausgebracht werden, wenn es zur Verschmutzung von 
Gewässern oder des Grundwassers kommen kann. Gleiches gilt, wenn durch die Gülleausbrin-
gung Biotope oder sonstige empfindliche Natur- oder Landschaftsbestandteile beeinträchtigt wer-
den können. So hat das OVG Schleswig-Holstein bereits in einer Entscheidung vom 4.10.1995 
verlangt, dass - aufgrund der mit der Gülleausbringung verbundenen Gefahr für das Grundwasser 
- eine „parzellenscharfe Festlegung der Düngemittelrichtwerte“ erforderlich ist. Das OVG wört-
lich:


"Der im Hinblick auf den beabsichtigten Grundwasserschutz erforderliche Schwellenwert
für eine Nitrateinbringung ist von verschiedenen Faktoren abhängig, die zum Teil von den
konkreten Gegebenheiten des jeweiligen Grundstückes oder doch seiner näheren Umge-
bung, zum Teil von nicht beplanbaren Witterungseinflüssen, zum Teil von Umständen ab-
hängig ist, die im willenszugänglichen Bereich des jeweiligen Landwirtes liegen, wie z. B.
des Nutzungswechsels einer landwirtschaftlich genutzten Fläche. Geologische Formation, 
Wasserhaltigkeit des Bodens, Denitrifikationsvermögen des konkreten Bewuchses sowie
der vorhandene Nitratgehalt am Ende der Vegetationsperiode zwingen zu einer quasi par-
zellenscharfen Festlegung der Düngemittelrichtwerte."
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Dieses Urteil kann ohne Weiteres auf das Ausbringen des Einstreu-/Kotgemisches einer 
Hähnchenmastanlage übertragen werden.


Weitere Anforderungen ergeben sich aus der Nitrat-Richtlinie (Nitrat-RL) der EU zum Schutz der 
Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen. Nach der EU-Richtli-
nie ist die Bundesrepublik verpflichtet, alle Flächen in der Umgebung von bestimmten  Gewässern 
daraufhin zu untersuchen, ob die Gefahr einer Entwässerung von den Flächen in die Gewässer 
besteht und diese damit verunreinigt werden können. Es muss also hinsichtlich aller Ausbrin-
gungsflächen untersucht werden, ob es sich um solche gefährdeten Gebiete im Sinne der Nitrat-
RL handelt.


Gefährdete Gebiete liegen insbesondere dann vor, wenn sie um Gewässer herum liegen, deren 
Nitratkonzentration höher als 50 mg/l ist. Hierzu gehört nach Anhang I A 2. der Nitrat-RL auch 
das Grundwasser. In unmittelbarer Nähe zu den beiden Hähnchenmastställen liegt der Grenzgra-
ben Rotenburg - Wohlsdorf. Den Antragsunterlagen hätten Untersuchungen beigefügt werden 
müssen, inwieweit dieses Gewässer schon jetzt mit Nitrat belastet ist. Ebenso hätte der Nach-
weis erbracht werden müssen, dass ein Austrag von Nährstoffen in das Grundwasser nach-
weislich nicht möglich ist.


Das Grundwasser in Deutschland ist so stark mit Nitrat belastet, dass der Rat der Sachverständi-
gen für Umweltfragen dies als eines der größten ungelösten Umweltprobleme unserer Zeit be-
zeichnet. Auch die Bundesregierung weist in ihrem aktuellen Umweltbericht auf den schlechten 
chemischen Zustand der Gewässer hin, der u. a. auf die Nitrateinträge durch intensive Landwirt-
schaft zurückzuführen ist. Verursacher ist die Intensivtierhaltung, denn 80 % der Stickstoffüber-
schüsse lassen sich direkt oder indirekt der Tierhaltung zuordnen. Aus der deutschen Tierhaltung 
resultiert der jährliche Einsatz von 191 Mio. m³ flüssiger Wirtschaftsdünger.


Die Nitrat-Richtlinie ist eng mit anderen EU-Strategien in den Bereichen Wasser, Luft, Klimawandel 
und Landwirtschaft verknüpft, und ihre Umsetzung wirkt sich positiv auf all diese Bereiche aus.


• Die Verringerung der Nitratbelastung ist ein wesentlicher Bestandteil der Wasserrahmenrichtlinie 
(2000), die einen umfassenden, grenzübergreifenden Ansatz im Hinblick auf den Wasserschutz 
verfolgt, aufbauend auf dem Konzept der Flussgebietseinheit. Ihr Ziel ist es, bis 2015 einen guten 
Zustand der europäischen Gewässer zu erreichen.


• Die Grundwasser-Richtlinie (2006) hat den Grenzwert von 50 mg/l für die Nitratkonzentrati-
on im Wasser bestätigt. 


Das Vorhaben liegt innerhalb des Wasserschutzgebietes (WSG) für die Stadtwerke Roten-
burg. Im WSG liegen drei Messstellen, die den Grenzwert von 50 mg/l sehr deutlich überschrei-
ten:


Messstelle SR 53a: 110 mg/l Nitrat 
Messstelle SR 49a:   72 mg/l Nitrat 
Messstelle SR 51a:   80 mg/l Nitrat 


Wenn nach dem Bau eines weiteren Hähnchenmaststalls jährlich 315 t Einstreu-/Kotgemisch zu-
sätzlich ausgebracht werden, ist von einem weiteren Anstieg der Nitratbelastung auszuge-
hen. 


Trotz der exponierten Lage in einem WSG hat sich der Landkreis mit der vorgenannten The-
matik und den durch Nitratausbringung verbundenen Problemen nicht auseinandergesetzt. 
Diesem Sachverhalt ist an keiner Stelle des Genehmigungsverfahrens nachgegangen wor-
den. 


Es liegt somit ein erheblicher Abwägungsmangel vor. 
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6. Unzureichende UVP-Prüfung


Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist gem. § 1 Abs. 2 Satz 1 der 9. BImSchV integrierter 
Bestandteil des Genehmigungsverfahrens. Die UVP umfasst gem. § 1a der 9. BImSchV in Verbin-
dung mit § 2 Abs. 2 UVPG die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der für die Prüfung der 
Genehmigungsvoraussetzungen sowie der für die Prüfung der Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege bedeutsamen Auswirkungen einer UVP-pflichtigen Anlage auf Menschen, Tiere 
und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter, sowie 
die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern. 


Nach dem geplanten Bau des zweiten Maststalls sollen insgesamt 76.900 Hähnchen gemästet 
werden. Gem. Anlage 1 des UVP-Gesetzes war eine allgemeine Vorprüfung des Vorhabens erfor-
derlich. Das Ergebnis einer Vorprüfung ist Bestandteil  der auszulegenden Unterlagen. Nur dann 
ist eine Prüfung durch Einwender möglich.


Nach § 3c UVPG ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn das Vorhaben 
nach Einschätzung der zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichti-
gung der in der Anlage 2 aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
haben kann, die nach § 12 zu berücksichtigen wären. Es bedarf somit keiner exakten Beweisfüh-
rung. Wir verweisen auf den "Leitfaden zur Vorprüfung des Einzelfalls im Rahmen der Feststellung
der UVP-Pflicht von Projekten" des BMUB.


Eine UVP ist mithin immer dann erforderlich, wenn sich nach überschlägiger Einschätzung der Be-
hörde nicht ausschließen lässt, des es zu Beeinträchtigungen der UVPG-Schutzgüter kommt. 
Der Behörde steht zwar insofern ein Einschätzungsspielraum zu, jedoch darf dieser nicht außer-
halb des Rahmens zulässiger Einschätzungen liegen. 


Aus den nachträglich zugegangenen Unterlagen zur UVP-Vorprüfung geht hervor, dass es zu er-
heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen im Sinne des § 3c UVPG kommen kann. Die UVP-
Vorprüfung der Unteren Naturschutzbehörde kommt zu folgenden Ergebnissen: 


Bei den Schützgütern Tiere und Grundwasser sind Auswirkungen nicht auszuschließen. Bei den 
Schutzgütern Pflanzen, Boden und Landschaftsbild und -erleben sind Auswirkungen wahr-
scheinlich bis sicher. 


Eine UVP wäre demnach erforderlich gewesen. Zum Schutzgut "Grundwasser" verweisen wir 
auf unsere Ausführungen im Abschnitt "BImSchG". 


Die Gefährdung der Wasserqualität ist vom Landkreis nicht gewürdigt worden, sodass für 
die Erteilung der Baugenehmigung eine wesentliche Entscheidungsgrundlage fehlt.


Mit freundlichen Grüßen 
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per Mail
Herrn
Dipl.-Ing. Architekt Raymund Reisdorff
Kleine Hardewiek 12
27472 Cuxhaven


Stellungnahme zur Erweiterung des Bebaungsplans 21 der Gemeinde Oerel
Gewerbe- und Industriegebiet Oerel-Bahnhof


Sehr geehrter Herr Reisdorff,


vielen Dank für Ihr Schreiben vom 31.08.2015, das uns allerdings erst um den 10. September herum erreichte. 
Nachstehend die Stellungnahme der BUND-Kreisgruppe Rotenburg zum obigen Bebauungsplan.


Planung allgemein, Standort


- Bei dem vorgelegten erweiterten BPlan soll es sich um einen angebotsbezogenen qualifizierten BPlan handeln. 
Gleichzeitig ist die Rede von einem Asphaltmischwerk im Industriegebiet und Lagerflächen für Schüttgut, das 
per Bahn angeliefert werden soll. Angemessen wäre deshalb ein vorhabenbezogener BPlan, da nur dieser auf die 
zu erwartenden spezifischen Belastungen eingehen kann.


- Im jetzigen Plan und beim Informationstermin für die Bürger wechselt die Argumentation ständig: Beim 
Lärmgutachten wird davon ausgegangen, dass die spätere Nutzung noch nicht bekannt ist. An anderer Stelle 
werden konkrete Verkehrsbewegungen genannt und deren Überschreitung als unwahrscheinlich erklärt.


- Die Begründung bezieht sich auf das Asphaltmischwerk und die Lagerung der dafür erforderlichen Stoffe. Es 
ist nicht ersichtlich, warum dieses Gebiet ohne diese konkreten Pläne für die Ausweisung eines Industriegebie-
tes gewählt wurde. Schließlich handelt es sich um ein Wasserschutzgebiet!


- Für einem angebotsbezogenen B-Plan ist es sehr kritisch zu sehen, dass ein Vorhabensträger, Fa. Ahrens /Mat-
thäi, das Verfahren durchführt, d. h. sämtliche  Gutachten in Auftrag gibt und finanziert und sogar die Stellung-
nahmen direkt an das von ihm beauftragte Planungsbüro geschickt werden sollen. Es fällt schwer zu glauben, 
dass sich die Gemeinde trotzdem intensiv mit den Grundlagen der Planung und den Einwendungen befasst und 
eine eigenständige und unabhängige Abwägung vornimmt.


- Der vorliegende Plan listet zwar die Feststellungen der übergeordneten Planung auf, leitet sich aber nicht da-
raus ab. Im Regionalen Raumordnungsprogramm handelt es sich bei dem Planungsgebiet um ein Vorranggebiet
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für Trinkwassergewinnung (Wasserschutzgebiet III). Im Norden des Planungsraum grenzt direkt ein Vorrangge-
biet für Erholung (Landschaftsschutzgebiet) an, mit neu ausgewiesenen Wanderwegen und überregionaler Nut-
zung. Im Nordwesten der Siedlung Oerel-Bahnhof ist ein Vorranggebiet für ruhige Erholung. Dieses dürfte im 
südlichen Teil durch den erhöhten Güterverkehr auf Bahn und Straße und den Lärm des Asphaltwerkes beein-
trächtigt werden. Oerel selbst ist als Standort mit Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung von Wohn-
stätten vorgesehen, nicht für die vorrangige Schaffung von Arbeitsstätten oder Industrieansiedelung.


- Die Satzung für das Wasserschutzgebiet Heinschenwalde, zu dem das Plangebiet zählt, verbietet die „Abla-
gerung von grundwassergefährdenden Stoffen, z. B. Öl, Teer, Phenolen und Giften“ (Amtsblatt Regierungsbezirk 
Stade Nr. 17 vom 25.8.75). Die Neuanlage von Gewerbegebieten mit Kanalisation ist nur beschränkt zulässig. 
Die Lagerung von Heizöl und anderen grundwassergefährdenden Stoffen ist unterirdisch bei mehr als 40.000 l, 
oberirdisch bei mehr als 100.000 l verboten, sonst beschränkt zulässig. Mit diesen Vorgaben ist die Fläche weder 
allgemein als Industriegebiet (d. h. für Gewerbe mit besonderer Umweltbelastung!) noch speziell für die Lage-
rung von Stoffen für das Asphaltmischwerk geeignet. Da die Unterlagen bezüglich der Dimension des Misch-
werkes, der Befeuerung, der Zusammensetzung der Schüttgüter, die gelagert werden sollen, keine Aussagen 
treffen, sprechen wir uns sehr dafür aus, diese Planung im Wasserschutzgebiet fallen zu lassen.


- Im Gespräch ist das Recycling von Asphalt. Dann könnte auch Teer mit seinen giftigen Bestandteilen dabei 
sein. Schon jetzt wurde Fräsasphalt auf dem Postweg zur Befestigung verwendet. Dessen Zusammensetzung ist 
uns nicht bekannt. Bei der Befeuerung ist die Verwendung von Braunkohle anzunehmen, mit der Folge von 
Emissionen von schwefliger Säure, Quecksilber, Phenole und Benzole. Eventuell könnte der billigere Braunkohle-
staub zum Einsatz kommen. Damit zeigt sich, dass die Planung nicht in ein Wasserschutzgebiet passt.


- Nach der "Verordnung über Schutzbestimmungen in Wasserschutzgebieten (SchuVO)" ist das Errichten und 
Erweitern von Anlagen zur Erzeugung von Biogas verboten. Für ein Asphaltmischwerk sollte das Verbot erst 
recht gelten.


- Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) schreibt auf seiner Homepage folgendes: 
"Sauberes Wasser kann nur aus einer intakten Umwelt kommen. Um unsere Wasservorräte zu schützen, sind die 
Anlagen zur Gewinnung des Trinkwassers – wie zum Beispiel Brunnen, aus denen es gefördert wird – von Wasser-
schutzgebieten umgeben. In diesen amtlich festgelegten Zonen ist verboten, was das Grundwasser belasten oder 
gefährden könnte. Industrielle Produktion ist ausgeschlossen." ... 
Quelle: https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_Wasserschutzgebiete


- Schließlich soll die Bebauungsplanung laut Baugesetzbuch auch umweltschützende Anforderungen erfüllen, 
Verantwortung gegenüber künftigen Generationen übernehmen, das Klima schützen, eine menschenwürdige 
Umwelt schaffen und die natürlichen Lebensgrundlagen schützen und entwickeln. Das ist hier nicht zu erken-
nen. Wenn man davon ausgeht, dass die Nutzung noch offen ist, könnte nach diesem Bebauungsplan die vorge-
sehene Fläche zum Lagern auch für niedrig radioaktiven Bauschutt vom AKW-Rückbau oder andere problemati-
sche Stoffe verwendet werden. 


- Die Planungsunterlagen bilden die öffentlichen Belange nicht ausreichend ab. Nirgends taucht auf, dass der 
Postweg als kürzeste Verbindung von Hipstedt nach Bremervörde eine regionale Bedeutung für den Fahrradver-
kehr hat. Er ist als Route im Fahrradnetz des Touristikverbandes Rotenburg (Wümme - TouROW) ausgeschildert. 
Fahrradwege sollten im Sinne des Umweltschutzes verbessert und attraktiver gemacht werden. Die aktuelle 
Nutzung der Grube hat die Qualität des Weges bereits gemindert (schlechter Zustand des Weges durch Fräsas-
phalt und Schwerlastverkehr, Beseitigen bzw. Ausdünnen der früher intakten Hecke). Ein Teil dieses Weges soll 
künftig als Anfahrtsweg zum Industriebetrieb genutzt werden, der andere Teil direkt an den Acker verlegt wer-
den. Dieser Weg verlief zwischen Hecken in einer sonst ausgeräumten Landschaft. Sowohl als Windschutz auf 
der relativ windigen Kuppe als auch für den Erholungswert sind diese Hecken von großem Wert. Diese Hecken 
wurden in den letzten Jahren stark ausgedünnt, teilweise ganz entfernt, insbesondere auf dem Abschnitt ent-
lang des Plangebietes. Offenbar wurden hier schon Fakten im Sinne dieser Planung geschaffen. Wir fordern, 
dass der als Radweg genutzte Wirtschaftsweg auch zukünftig beidseitig mit Hecken begrenzt und mit einer fürs 
Fahrradfahren geeigneten Decke (wassergebundene Decke ohne groben Schotter) versehen wird.







- "Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und unterein-
ander gerecht abzuwägen" (§ 1 Abs. 4 BauGB). "Das Abwägungsgebot ist das zentrale Gebot rechtsstaatlicher 
Planung" (s. Battis/Krautzberger/Löhr, Kommentar zum BauGB).


Die rechtlichen (und überprüfbaren) Anforderungen an das Gebot der gerechten Abwägung hat das BVerwG wie 
folgt zusamengefasst (BVerwGE 34,301,309):


(1) Das Gebot gerechter Abwägung ist verletzt, wenn eine (sachgerechte) Abwägung überhaupt nicht statt-
findet.


(2) Es ist verletzt, wenn in die Abwägung an Belangen nicht eingestellt wird, was nach Lage der Dinge in sie 
eingestellt werden muss.


(3) Es ist ferner verletzt, wenn die Bedeutung der betroffenen privaten Belange verkannt oder
(4) wenn der Ausgleich zwischen den von der Planung  berührten öffentlichen Belange in einer Weise 


vorgenommen wird, der zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange außer Verhältnis steht.


Da in diesem Verfahren nicht alle Belange eingestellt worden sind, halten wir den BPlan in der jetzigen Form für 
nicht gerichtsfest.


- Zu vorhandenen Naturfreiräumen soll eine verträgliche gewerbliche Struktur entwickelt werden. Das ist nur 
eine Worthülse. Asphaltmischwerk, befeuert mit Braunkohle, und Weiterbestehen von Naturfreiräumen 
schließen sich aus.


Umweltauswirkungen eines Asphalt-Mischwerks / Produktionsbegrenzungen


- Es gibt keine Produktionsmengenbegrenzung.


- Es gibt keine Begrenzung der Jahresbetriebsstunden. 


- Es gibt keine Begrenzung der Alt-Asphaltzugabe. Straßenaufbruch und Bauschuttabfall sind besonders schad-
   stoffhaltig.


- Es gibt keine Abgasvolumenreduzierung.


- Es gibt keine komplette Einhausung der Anlage.


- Es gibt keine kontinuierliche (Online)-Überwachung.


- für 1 Tonne Braunkohlenstaub fallen beim Abbau, Trocknung + Aufbereitung bereits 2 Tonnen CO2 an.


- Gegenüber der Verbrennung von Gas erzeugt Braunkohle pro Tonne die doppelte Menge an CO2.


- Es sind keine Messgeräte für Geruchsemissionen geplant.


- Es ist kein Löschwasserteich vorgesehen. Im “Worst-Case-Fall“ könnte bei einem Anlagenbrand das Feuer auf 
   den nahen Wald überspringen.


Schutzgut Mensch, Lärmbelastung


- Der Fahrradverkehr findet sowohl beim Zurücklegen von Alltagswegen als auch im Zusammenhang mit Erho-
lungsnutzung statt. Häufiger sind im Gebiet Hundebesitzer unterwegs, die das Gebiet ebenfalls zur Erholung 
nutzen, manchmal auch Spaziergänger. Im BPlan-Entwurf wird einfach behauptet, dass Erholungs- und Wohn-
nutzung im Gebiet eine untergeordnete oder keine Bedeutung habe.







- An das Plangebiet schließt das LSG Hinzel-Hölzer Bruch an, das größte zusammenhängende Waldgebiet im 
Elbe-Weser-Gebiet. Dieses Gebiet hat regionale Bedeutung. Auch aus dem Bremerhavener Raum kommen Er-
holungssuchende. Besonders beliebt ist die Gegend zum Heidelbeeren und Pilze sammeln. Da sich in Pilzen 
Schwermetalle anreichern, gefährden Emissionen des Asphaltmischwerkes oder anderer Industriebetriebe auch 
diese Nutzung.


- Es wird Beeinträchtigungen durch zusätzlichen Verkehr, Kranarbeiten, Erschütterungen während der Bauphase 
und des laufenden Betriebs geben. 


- Das Lärmgutachten bleibt allgemein, äußert sich nicht zu konkret zu den erwartenden Lärmbelastungen durch 
Asphaltmischwerk und Lieferverkehr.


- Zur Zulieferung sollen „nur wenige Zugbewegungen pro Woche“ entstehen. Wovon leitet sich das ab, da keine 
Größenordnung des Asphaltwerkes benannt wird? Es gibt keine Aussagen zu Belastungen über zusätzliche Gü-
terzüge (Schwergut braucht starke Lokomotiven, d. h. besonders viel Lärm). Dieser Lärm entsteht auf der ge-
samten Bahnstrecke, auf der geliefert wird, betrifft mithin auch andere Orte.


- Es gibt keine Aussagen zu Lärmbelastungen durch Verladen (Schüttgut!)


- Die Aussagen zum LKW-Verkehr sind sehr vage: „Vorerst 45-50 Abbiegevorgänge, alle 9-10 Minuten eine Ein-
fahrt.“ Wieso ist das „keine markante Veränderung“, wenn vorher hier nur Anwohnerverkehr herrschte?


- Es sind zwei Zufahrten geplant, „zur Entspannung der Knotenpunkte“. Warum müssen Knotenpunkte ent-
spannt werden, wenn nur alle 9-10 Minuten ein Fahrzeug kommen soll?


- Wie sind die Verkehrszahlen heute?


- Es gibt widersprüchliche Aussagen: Bei der Bürgeranhörung war die Rede davon, dass der gesamte Postweg 
für Schwerlastverkehr geschottert werden soll. In den Gutachten klingt es so, als würde der bisherige westliche 
Teil des Postweges weiter genutzt, trotz neuer Straße.


- Im Umweltgutachten ist vom Rückbau des östlichen Postweges die Rede. Wer fährt dann wo? Schon bisher 
fuhren die LKW über den östlichen Teil des Postweges, obwohl die Auflage beim Sandabbau war, die westliche 
Zufahrt zu nutzen wegen der Unfallgefahr im Kurvenbereich der Bundesstraße, wo der Postweg auf die Bundes-
straße stößt.


- Durch höheren Schwerlastverkehr auf den Bundes-, Kreis- und gemeindeeigenen Straßen werden die Straßen 
stärker belastet. Wer trägt die Kosten für die Instandsetzung?


- Laut BPlan-Begründung soll es eine „verträgliche Nachbarschaft zu Oerel-Bahnhof“ geben. Es gibt keinen 
Schutz vor Lärm aus Richtung Industriegebiet. Staubbelastung, Gestank und  Schadstoffe in der Luft lassen kei-
ne verträgliche Nachbarschaft zu. Ein großer Teil von Oerel Bahnhof ist jetzt reines Wohngebiet. Eine Staubbe-
lastung bis zu 46 Tonnen pro Jahr stellen ein besonderes Problem für Asthmatiker dar. Der Wind kommt auch 
aus dem Osten! 


- In Vergleichsstandort Stadthagen gibt es gesundheitliche Beschwerden auch noch in 1,5 km Enfernung vom 
Werk.


- Wir weisen darauf hin, dass es Anwohner von Oerel-Bahnhof nach der Geruchsimmissionsrichtlinie hinneh-
men müssen, dass es an 10 v. H. der Jahresstunden "stinken" kann, ohne dass sie sich rechtlich dagegen wehren 
können.


- Es ist ein „Genereller Nachtbetrieb nicht vorgesehen“. Das heißt, gelegentlich gibt es ihn schon. Bei einem Au-
tobahnbau ist zu erwarten, dass auch Nachtbetrieb stattfindet, und dass mehr und länger LKW und Güterzüge 
fahren. 







Schutzgut Pflanzen 


- Durch zusätzlichen Verkehr werden nicht nur Wald (Erholungsgebiet) und Orte verlärmt. Es ist anzunehmen, 
dass in Folge die Randbäume an der Straße entfernt oder zu stark ausgeastet werden.


Schutzgut Tiere 


- Es ist von Störungen der Tierwelt durch Fahrzeuge, Unruhe, Menschen, Kranarbeiten, Erschütterungen nicht 
nur während der Bauphase, sondern auch während des Betrieb auszugehen.


- Für den Naturschutz hat die Sandgrube mit den angrenzenden Strukturen Bedeutung für seltene Tierarten. Im 
Gutachten wird der vom Aussterben bedrohte Laufkäfer Amara praetermissa genannt. Es werden keine konkre-
ten Maßnahmen genannt, was zu dessen Schutz unternommen werden soll, sondern nur auf die Strukturen für 
die Zauneidechsen verwiesen. Offenbar hat sich in der vorhandenen Sandgrube ein spezieller Lebensraum ent-
wickelt, der für diese Art förderlich ist. Eine Umsiedlung in andere oder noch zu schaffende Sand-Lebensräume 
ist vermutlich ausgeschlossen, sonst würde es die Art ja in vielen Sandgruben geben. Es fehlen anscheinend 
konkrete Kenntnisse oder Ideen, wie diese Art vor Vernichtung bewahrt werden soll.


- Es erstaunt auch, wenn lapidar festgestellt wird, dass es nicht für erforderlich erachtet wird, Schmetterlinge 
und Käfer zu kartieren, obwohl schon eine seltene Art bekannt ist!


- Überhaupt nicht beachtet wurden Wildbienen. Bienen und Hummeln gehören lt. Bundesartenschutzverord-
nung zu den besonders geschützten Arten. Von den ca. 560 in Deutschland vorkommenden Wildbienen-Arten 
ist mehr als die Hälfte in ihrem Bestand gefährdet oder sind bereits ausgestorben. Wildbienen sind enorm wich-
tig für die Bestäubung!


- Es sind weitere Kartierungen erforderlich!


Schutzgüter Boden, Wasser


- Durch Lagerbetrieb und Verkehrsbewegungen gelangen Schadstoffe in den Boden. Das lässt sich auch durch 
Abdichtungen nicht generell verhindern. Da das Asphaltmischwerk in einer Sandgrube errichtet werden soll, 
gelangen Verunreinigungen aller Art direkt ins Grundwasser und gefährden die Bereitstellung vom sauberem 
Trinkwasser.


- Es ist davon auszugehen, dass das Niederschlagswasser bei einem Betrieb dieser Art niemals wirklich unbe-
lastet ist. Braunkohlestaub, Fräsasphaltlagerung und Emissionen aus der Verbrennung enthalten immer schädli-
che Stoffe. Schon früher wurden infolge der Ablagerung eines kontaminierten Sand-Schotter-Gemischs in der 
Sandgrube „Werte im hohen kritischen Bereich“ festgestellt  (Bremervörder Zeitung, 17.11.09.)


- Im Lagerbereich ist keine Versiegelung vorgesehen. Da nach Realisierung eines Industriegebiets künftig auch 
andere Industriebetriebe möglich sind, ist ggf. von weiteren noch unbekannten Belastungen auszugehen. Die 
Versickerung ist generell problematisch, da der tiefe Bereich des Plangebiets lediglich 4 m über dem Grundwas-
ser liegt.


- Das Schmutzwasser soll über die Kanalisation in die örtliche Kläranlage oder offenen Wasserflächen zugeleitet 
werden. Es gibt bisher keine Planung für eine chemische Reinigungsstufe bei einer neuen Kläranlage. Zu klären 
wäre auch, ob die beim Betrieb des Asphaltmischwerks anfallen Stoffen überhaupt in der Kläranlage herausge-
filtert werden können.


- Es wird eine Belastung der Vorfluter geben.


- Unklar ist, wieviel Wasser für den Betrieb des Werks gebraucht wird. Droht evtl. eine weitere Grundwasserab-
senkung? 







- Wir sehen einen Widerspruch: Zum einen ist eine möglichst geringe Versiegelung der Stellflächen und Zu-
fahrten zugesagt, wegen der Grundwassergefährdung eine weitgehende Versiegelung als Schutz vor belasteten 
Abwässern.


- Für das Mischwerk wird eine Bitumentankanlage benötigt. Tankanlagen sind im WSG nicht zulässig. Es ist zu 
klären, ob diese darunter fällt.


Schutzgut Klima und Luft


- Es ist nicht bekannt, welche Menge an Braunkohle verbrannt werden soll. Davon hängt die Berechnung des 
Ausstoßes von giftigen Stoffen wie Quecksilber, Thallium, Cadmium, Nickel, Blei, Dioxinen und Furanen ab. Erst 
die Kenntnis darüber lässt eine Beurteilung zu, welche Konsequenzen das auf das LSG Hinzel-Hölzer Bruch, die 
Lebensräume geschützter Arten und die menschliche Gesundheit hat.


Schutzgut  Landschaft 


- Die höchsten Gebäudeteile überragen das umliegende, gewachsene Gelände maximal um 29 m. Das soll durch 
die geplanten Gehölzanpflanzungen kaschiert werden. Bis entsprechende Gehölze 1. Ordnung diese Wirkung 
entfalten können, vergehen viele Jahrzehnte. Bis dahin gibt es das Asphaltmischwerk vermutlich nicht mehr. 
Damit dürfte das Werk während seiner gesamten Lebenszeit ein Fremdkörper in der Landschaft sein.


Schutzgut biologische Vielfalt usw.


- Größere Teile des Sandabbaubereiches sollen renaturiert und zu einem höherwertigem Biotop ausgebaut wer-
den. Damit würden seltene und schützenswerte Arten wie Wildbienen und Sandlaufkäfer geschädigt, die genau 
diese Lebensräume benötigen.


- Wie durch eine Versiegelung nur innerhalb der Bauflächen nebenbei auch ein gewisser ökologischer Effekt 
erzielt wird, erschließt sich uns nicht.


- Bei der Biotopkartierung sind in den Randstrukturen einige seltene und gefährdete Arten festgestellt worden. 
Die Randstrukturen haben eine mittlere bis hohe Bedeutung für die Tierwelt . Es ist nicht zu erwarten, dass 
nach Inbetriebnahme eines Asphaltmischwerks diese Strukturen weiterhin Lebensraum für diese Arten sein 
können.


- Die negativen Folgen des Industriebetriebes sehen wir auch für die naturnahen Biotope in den Randbereichen.


Ausgleichsmaßnahmen 


- Es ist zu bemängeln, dass nirgends die Rede ist von Ausgleich für die Versiegelung von bis zu 40.388 qm. Wo 
soll dafür eine Entsiegelung vorgenommen werden? 


- Vorgesehen ist die „Sicherung der gemeindeeigenen Straßenbegleitflächen südlich des Postweges und Schaf-
fung eines möglichst 3 m breiten Ackerrandstreifens ohne Nutzung“. Der Wegrand hatte bis vor wenigen Jahren 
eine fast durchgängige Hecke. In den letzten 2 Jahren wurde der Postweg auf Höhe der Grube verbreitert (Frei-
legen von Randbereichen), Gebüsch stark zurückgeschnitten, ca. 10-15 jüngere Bäume entfernt. Wahrschein-
lich, damit die LKW besser passieren können. Die Wiederherstellung des Randstreifens wäre ein Ausgleich für 
den bisherigen Sandabbau in der Grube.







- Ein Ackerrandstreifen ist auf der gemeindeeigenen Fläche ohnehin nicht möglich, da die Gemeinde diese Flä-
chen gem. Bundesnaturschutzgesetz im Sinne des Naturschutzes und der Landschaftspflege bewirtschaften 
muss (§ 2 Abs. 4).


- Zu Ausgleichsmaßnahmen auf der ehemaligen Sandgrube im Planbereich B: Welche Ausgleichsmaßnahmen 
wurden beim damaligen Sandabbau festgelegt? Der nördlicher Bereich ist in einem guten Zustand und kann so 
belassen werden. Ist damit keine Verbesserung, die als Ausgleich gerechnet werden kann. Im größeren Bereich 
findet jetzt jetzt Maisanbau statt. Es ist eine genauere Festlegung nötig, wann und wie Oberboden entfernt 
werden soll. Sonst wäre diese Maßnahme selbst Störung für das Biotop im nördlichen Bereich.


- Die Renaturierung der Grube im Plangebiet A war eine Ausgleichsmaßnahme für Sandabbau bei neuer Grube. 
Also braucht man dafür Ersatz und zusätzlich für das Industriegebiet. Es ist nicht klar, ob die Flächen nicht 
zweimal gerechnet werden.


- Wir sehen die Belastungen durch Bau und Betrieb eines Bahnanschlusses nicht hinreichend gewürdigt. Diese 
Maßnahmen sollen dort stattfinden, wo die besten Gebiete für die Eidechsen sind! Ob es gelingt, diese und den 
vom Aussterben bedrohte Käfer umzusiedeln, ist ungewiss. Neue Biotope sind nicht so warm, da nicht durch 
Wälle von allen Seiten windgeschützt. Die Ansprüche des Vorkommens ders geschützten Laufkäfers sind u. E. 
nicht genügend geklärt.


- Die Auswirkungen von Staub und giftigen Emissionen auf Tier- und Pflanzenwelt sind nicht berücksichtigt.


- Falls die Autobahn gebaut wird, läge die Trasse zwischen den Plangebieten A und B. Damit wäre ein Aus-
tausch zwischen Populationen nicht möglich.


Sonstiges


- Lt. TÜV-Gutachten hat die Gemeinde für Unterhaltung und Pflege des Lärmschutzwalls aufzukommen. U. E. 
hat der Investor sämtliche Kosten zu tragen, die als Folge seiner Planungen entstehen.


- Nach der Begründung sind „Beeinträchtigungen für die Schutzgüter Wasser, Klima/Luft, Landschaft, Mensch 
und deren Wechselwirkungen sowie die biologische Vielfalt sind insgesamt nicht als erheblich einzustufen bzw. 
können durch geeignete Maßnahmen vermieden werden.“ Diese Aussage trifft u. E. nicht zu.


Der BUND lehnt ein Industriegebiet im Wasserschutzgebiet nachdrücklich ab. Die in den Planunterlagen er-
läuterten Maßnahmen reichen nicht aus, um Gefährdungen des Grundwassers auszuschließen. Auch eine 
Befeuerung mit Braunkohle ist aus Gründen des Klimaschutzes und des Schutzes der Anwohner grundsätz-
lich abzulehen. 


Mit freundlichen Grüßen


Manfred Radtke  Ursula Trescher
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Anlage
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